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Preußi 5 ammlung 


1930 | Ausgegeben zu Berlin, den 16. Auguſt 1930 = Nr. 28 


Gr 435290 Vela mcheng der Saffung des Preußiſchen Ausführungsgefeßes. zum Sinan nusgleihs⸗ 
geſetze vom 30. Oktober 1923. Vom 3. Juli 1930, i 

Auf Grund des Artikels V des Geſetzes zur Verlängerung und Anderung des Preußiſchen 
Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze für das Rechnungsjahr 1930 vom 19. Juli 1930 
(Geſetzſamml. S. 213) wird der Wortlaut des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzaus⸗ 
gleichsgeſetze, wie er ſich unter Fortlaſſung der überholten Beſtimmungen vom 1, April 1930 ab, 
geſtaltet, nachſtehend bekanntgemacht. N . 


1 a den 31. Juli 1930. . 
Der Preußiſche Fiuanpminſſter. Der rea ſche Miner des dune, 
1 Aſchoff. 1 5 „ e 


Preußiſches Ausfü hrungsgeſetz gut a 
ausgleichsgeſetze. | u 


Vom 30. Oktober 1923 / 1. April 1930. 


Erſter T eil. 
Se . Staat und Gemeinden (Semeindenetänden) 


RS 8 15 

Von dem nach dem 1 dem Lande nee Anteil an der Reichs⸗ 
einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer erhalten die Gemeinden und Gemeindeverbände 45 vom 
1 . an der Einkommenſt i f urn 


8 2. ö 
Von den nach dem Finanzausgleichsgeſetze dem Lande für die Zeit vom 1. Oktober 1925 
zugeführten Anteilen an der Umſatzſteuer 8 die Gemeinden und . 55 vom . 
(Gemeindeanteil an der Umſatzſteuer). . . N 
5 3. 
() Das nach dem Finanzausgleichsgeſetze dem Lande zuſtehende Aufkommen an Grund⸗ 
erwerbſteuer erhalten die Stadt⸗ und Landkreiſe in voller Höhe. 
(2) Der Staat verzichtet zugunſten der Stadt⸗ und Landkreiſe auf das ihm ich dem Finanz⸗ 
an 1 aa Zuſchläge zur Grunderwerbſteuer für feine Rechnung zu erheben. 


a ; 8 4. f 3 
5 00 Das nach N Finanzausgleichsgeſetze dem Lande zuſtehende Ade an der Kraff⸗ 
fahrzeugſteuer wird mach Abzug eines Betrags in Höhe von 4 vom Hundert den Wegeunter⸗ 
haltungspflichtigen für Zwecke der öffentlich⸗ rechtlichen e befeſtigter e ein⸗ 
ſchließlich der Ortsdurchfahrten überwieſen. „ „ 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 30. August 1930), J)) 28 0 
Geſetzſammlung 1930. (Nr. 13 529). 
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(2) Über die Verwendung des abgezweigten Betrags trifft das Geſetz über die Aufhebung 
der Brückengelder für Kraftfahrzeuge vom 29. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 295) Beſtimmung. 


§ 4a. . 
Von dem nach dem Finanzausgleichsgeſetze dem Lande zustehenden Anteil an der Bier⸗ 
ſteuer erhalten die Gemeinden 50 vom Hundert. 


§ 4b. 
Das dem Lande nach dem Finanzausgleichsgeſetze zuſtehende Aufkommen an der Mineral⸗ 
waſſerſteuer erhalten die Gemeinden in voller Höhe. : 


§ 5. 

Die Höhe der den Provinzen (Bezirksverbänden) und Landkreiſen zur Erfüllung beſtimmter 
Aufgaben zugewieſenen Dotationen wird auf 10 vom Hundert des dem Staate nach § 1 dieſes 
Geſetzes für eigene Zwecke verbleibenden Anteils an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaft⸗ 
ſteuer bemeſſen. 

§ 6. 

Als Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer im Sinne dieſes Geſetzes gelten die nach den 
Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuerſchlüſſeln, als Umſatzſteuer die nach dem Umſatzſteuerſchlüſſel 
des Finanzausgleichsgeſetzes vom Reiche dem Lande überwieſenen Beträge einſchließlich der vom 
Reiche nach dem Finanzausgleichsgeſetze zur Ergänzung dieſer Steuerüberweiſungen gezahlten 
Garantiebeträge. 

f S 6a. 

Als Gemeindeanteil an der Umſatzſteuer gelangt ein Betrag von mindeſtens 148,5 Mil⸗ 
lionen AM zur Verteilung. Soweit die nach SS 2, 6 auf die Gemeinden und Gemeindeverbände 
entfallenden Beträge die Höhe von 148,5 Millionen AM nicht erreichen, find ſie aus dem Ge⸗ 
meindeanteil an der Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer (S 1) entſprechend zu erhöhen. Der 
hierzu erforderliche Ergänzungsbetrag gilt nicht als Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuerüber⸗ 
weiſung, ſondern als Umſatzſteuerüberweiſung. 


§ 7. 
(1) Der Staat darf den Gemeinden oder Gemeindeverbänden neue Aufgaben nur geen 
wenn er gleichzeitig für die Bereitſtellung der erforderlichen Mittel Sorge trägt. 
(2) Was unter neuen Aufgaben in dieſem Sinne zu verſtehen iſt, e ſich nach dem 
Stande vom 1. April 1923. 
(3) Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt entſprechend bei weſentlicher Erweiterung bereits be⸗ 
ſtehender Aufgaben. 
285 Zweiter Teil. 
Finanz zwiſchen Gemeinden und Gemeindeverbänden. 


f . Artikel I. | 
Von den Beihefteuerzumeifungen und Staatsdotationen. f 
1. Abſchnitt: Allgemeine Vorſchriften. 


§ 8. 

(1) Von dem im § 1 feſtgeſetzten Gemeindeanteil an der Einkommen- und Körperſchaft⸗ 
ſteuer in Höhe von 45 vom Hundert des Landesanteils erhalten die Gemeinden (Gutsbezirke) 
zuſammen 40 vom Hundert. Dieſer Betrag wird um die nach SS 4 a, 4b den Gemeinden 
zufließenden Überweiſungen aus der Bierſteuer und der Mineralwaſſerſteuer erhöht; dieſe Über⸗ 
weiſungen gelten als Überweiſungen aus der Einkommen- und Körperſchaftſteuer an die Ge⸗ 
meinden. Von dem den Gemeinden Gutsbezirken) Hieran zuffleßenden W werden 
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5 zugunſten eines zwiſchengemeindlichen Laſtenausgleichs der Landesſchulkaſſe zugeführt. Um 
dieſen Betrag ermäßigen ſich die von den Schulverbänden an die Landesſchulkaſſe zu entrichtenden 
Beiträge. 

(2) Weitere 2% vom Hundert von dem im $ 1 feſtgeſetzten Gemeindeanteil an der Ein⸗ 
kommen- und Körperſchaftſteuer in Höhe von 45 vom Hundert des Landesanteils werden den 
Landkreiſen zur Erfüllung der ihnen obliegenden öffentlichen Aufgaben überwieſen. 

(3) Die letzten 2½ vom Hundert von dem im § 1 feſtgeſetzten Gemeindeanteil an der 
Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer in Höhe von 45 vom Hundert des Landesanteils werden 
den Provinzen, mit Ausnahme der Provinz Heſſen⸗Naſſau, den Bezirksverbänden der 
Regierungsbezirke Kaſſel und Wiesbaden ſowie dem Landeskommunalverbande der Hohen⸗ 
zollernſchen Lande zur Erfüllung der ihnen obliegenden öffentlichen Aufgaben überwieſen. 


a 89. 
(1) Von dem in 88 2, 6a feſtgeſetzten Gemeindeanteil an der Umſatzſteuer erhalten die 
Gemeinden (Gutsbezirke) zuſammen 90 vom Hundert. 
(2) Der Reſt von 10 vom Hundert wird den Landkreiſen überwieſen. 


§ 10. 

Von dem im 8 5 des Geſetzes für Dotationszwecke beſtimmten Zuweiſungen erhalten die 
Provinzen, mit Ausnahme der Provinz Heſſen⸗Naſſau, die Bezirksverbände der Regierungsbezirke 
Kaſſel und Wiesbaden, die Stadtgemeinde Berlin, der Landeskommunalverband der Hohen⸗ 
zollernſchen Lande und der Lauenburgiſche Landeskommunalverband insgeſamt %, die Land⸗ 
kreiſe insgeſamt ½s. i 


2. Abſchnitt: Von den Gemeinden. 


§ 11. b 

(1) Die nach § 8 Abſ. 1 den Gemeinden zuſtehenden Beträge werden nach dem Verhältniſſe 
der Rechnungsanteile an der Einkommen- und Körperſchaftſteuer verteilt, die wach den Vorſchriften 
des Finanzausgleichsgeſetzes zuletzt feſtgeſtellt worden find. Wenn der von einer Gemeinde zu 
erwartende Kopfbetrag der Überweiſungen aus der Reichseinkommen⸗ und Körpevſchaftſteuer bei 
Zugrundelegung dieſer Rechnungsanteile und eines zur Ausſchüttung gelangenden Betrags von je 
0,22 Reichsmark für jeden Rechnungsanteil der Einkommenſteuer und der Körperſchaftſteuer 
weniger als 100 vom Hundert des Kopfbetrags ihres Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das 
Rechnungsjahr 1911 nach dem Stande des 1. Januar 1912 ausmacht, ſo ſind ihre Rechnungsanteile 
fo weit zu erhöhen, daß vechneriſch bei Zugrundelegung der genannten Einheitsbeträge der Kopf⸗ 
betrag der Überweiſungen aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer 100 vom Hundert des 
Kopfbetrags des Gemeindeeinkommenſteuerſolls für 1911 erreichen würde (relative Garantie). Auf 
Antrag des Gemeindevorſtandes tritt an Stelle des Kopfbetrags des Gemeindeeinkommenſteuerſolls 
für das Rechnungsjahr 1911 der Kopfbetrag des Gemeindeeinkommenſteuerſ olls für das Rechnungs⸗ 
jahr 1913 nach dem Stande des 31. März 1914, ſoweit er um mehr als 20 vom Hundert höher iſt, 
oder der Kopfbetrag des Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1914 nach dem 
Stande des 31. März 1915, ſoweit er um mehr als 40 vom Hundert höher iſt. Für das Rechnungs⸗ 
jahr 1930 ſind die bis zum 31. März 1930 erfolgten Ein⸗ und Ausgemeindungen zu berückſichtigen. 
Soweit das Gemeindeeinkommenſteuerſoll für die Rechnungsjahre 1911, 1913 und 1914 in den 
Ergebniſſen der amtlichen ſtatiſtiſchen Erhebungen niedergelegt iſt, ſind dieſe Ergebniſſe maßgebend. 

(2) Für die Berechnung des Kopfbetrags nach dem Gemeindeeinkommenſteuerſoll für die 
Rechnungsjahre 1911, 1913 oder 1914 iſt die ortsanweſende Bevölkerung nach der Volkszählung 
des Jahres 1910, für die Berechnung des Kopfbetrags für das Rechnungsjahr 1930 die orts⸗ 
anweſende Bevölkerung (unter Hinzurechnung der vorübergehend Abweſenden und unter Abrechnung 
der vorübergehend Anweſenden) nach der Volkszählung des Jahres 1925 unter Berückſichtigung 
der bis zum 31. März 1930 erfolgten Ein⸗ und Ausgemeindungen nach Abzug der Militärperſonen 
zugrunde zu legen. 


> 
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(2) Hat ſich die ortsanweſende Bevölkerung (unter Hinzurechnung der vorübergehend Ab⸗ 
weſenden und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenden) einer Gemeinde nach der Volks⸗ 
zählung von 1925 gegenüber ihrer ortsanweſenden Bevölkerung nach der Volkszählung des Jahres 
1910 für das Rechnungsjahr 1930 unter Berückſichtigung der bis zum 31. März 1930 erfolgten 
Ein⸗ und Ausgemeindungen nach Abzug der Militärperſonen um mehr als 25 vom Hundert erhöht, 
ſo kann auf Antrag des Gemeindevorſtandes der für die Errechnung des Kopfbetrags für das 
Rechnungsjahr 1930 maßgebenden Bevölkerungszahl die Erhöhung gegenüber 1910, ſoweit ſie 
25 vom Hundert, aber nicht 30 vom Hundert überſteigt, bis zum Eimfachen, ſoweit ſie 30 vom 
Hundert, aber nicht 35 vom Hundert überſteigt, bis zum Doppelten, ſoweit ſie darüber hinausgeht, 
bis zum Dreifachen hinzugerechnet werden. i 

() Die Anträge nach Abſ. 1 und 3 müſſen für das Rechnungsjahr 1930 bis zum 1. Auguſt 
1930 geſtellt ſein, die Anträge nach Abf. 1 jedoch nur inſoweit, als fie nicht beveits für die 
Rechnungsjahre 1926 bis 1929 rechtzeitig geſtellt worden ſind. 

6) Wenn der Kopfbetrag, den ein Gutsbezirk bei Zugrundelegung der für ihn nach den Vor⸗ 
ſchriften des Finanzausgleichsgeſetzes zuletzt feſtgeſtellten Rechnungsanteile und der im Abf. 1 
erwähnten Einheitsbeträge für das Rechnungsjahr 1930 aus der Reichseinkommen⸗ und Körper⸗ 
ſchaftſteuer zu erwarten hat, geringer iſt als der durchſchnittliche Kopfbetrag (Abſ. 1, 2) aus den 
Gemeinden des gleichen Landkveiſes mit nicht mehr als 200 Einwohnern, ſo ſind die Rechnungs⸗ 
anteile des Gutsbezirkes ſo weit zu erhöhen, daß er jenen durchſchnittlichen Kopfbetrag zu erwarten hat. 


§ 11 a. 

() Soweit in Gemeinden Schulfozietäten beſtehen und für jene auf dem Gebiete des Schul⸗ 
weſens Aufgaben erfüllen, die zur allgemeinen Volksſchulunterhaltungspflicht der Gemeinden 
gehören, wird auf Antrag einer Gemeinde für die Berechnung des Kopfbetrags nach dem Gemeinde⸗ 
einkommenſteuerſoll der Rechnungsjahre 1911, 1913 oder 1914 ihrem eigenen Einkommenſteuerſoll 
dasjenige dieſer Schulſozietäten hinzugerechnet, ſoweit es auf die einzelne Gemeinde entfällt. 

(2) Die Anträge müſſen innerhalb von ſechs Wochen nach Verkündung dieſes Geſetzes bei der 
Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz geſtellt ſein. Die Art der Hinzurechnung regeln die Miniſter des 
Innern und der Finanzen. Wenn die Anträge für die Rechnungsjahre 1927, 1928 oder 1929 nicht 
rechtzeitig geſtellt worden ſind, können ſie für das Rechnungsjahr 1930 bis zum 1. Auguſt 1930 
geſtellt werden. 5 

8 12. 

(1) (überholt.) ? 

E) Ergibt ſich aus einer nachträglichen Veränderung der Rechnungsanteile einer Gemeinde 
(Gutsbezirk) für das Rechnungsjahr 1930 eine Rückzahlungsverpflichtung, ſo können zurückzu⸗ 
zahlende Beträge zu Laſten des Gemeindeanteils an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer 
von den beteiligten Miniſtern ganz oder zum Teil miedergeſchlagen werden, ſoweit ſie 10 vom Hundert 
der auf die Gemeinde für das Rechnungsjahr 1930 aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaft⸗ 
ſteuer entfallenden Überweiſungen überſteigen. 


8 13. 

()) Falls bei Umgemeindungen von Teilen einer Gemeinde (Gutsbezirk) über die Verteilung 
der Einkommen- und Körperſchaftſteuerrechnungsanteile unter den beteiligten Gemeinden Ver⸗ 
einbarungen nicht zuſtande gekommen ſind, iſt die Verteilung im Auseinanderſetzungsverfahren nach 
Maßgabe der Gemeindeverfaſſungsgeſetze vorzunehmen. Die Verteilung der Uunſatzſteuer (§ 14) 
wird in dieſen Fällen für die beteiligten Gemeinden (Gutsbezirke) durch die beteiligten Miniſter 
neu geregelt. 

(2) Für Gemeinden, welche erſt nach dem 31. Dezember 1922 gebildet worden ſind, ſind unter 
entſprechender Anwendung der Beſtimmungen des § 11 Abſ. 1 und 2 auf Antrag des Gemeinde⸗ 
vorſtandes die Rechnungsanteile ſo feſtzuſetzen, daß der Kopfbetrag der auf die Gemeinde ent⸗ 
fallenden Überweiſungen dem niedrigſten Kopfbetrag einer Gemeinde des betreffenden Land⸗ 


kreiſes entſpricht. 
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8 14. 


(1) An den nach S 9 Abſ. 1 den Gemeinden zuſtehenden Anteilen an der Umſatzſteuer werden 
die Gemeinden unter Zugrundelegung der bei der letzten, vor Beginn des laufenden Rechnungsjahrs 
ſtattgehabten Volkszählung ermittelten ortsanweſenden Bevölkerung (unter Hinzurechnung der 
vorübergehend Abweſenden und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenden) nach Abzug der 
Militärperſonen beteiligt, und zwar: 


für die erſten 2 000 Einwohner zu einem Verhältnisſatze von . 1,00, 
„ „ weiteren 3 000 7 „ 7 Haie 125 
55 7 5 000 [2 77 77 77 ” 1,50, 
„ „ [7 15 000 ” ” [2 " 7 1,75, 
7 77 25 000 ” „ . 77 ” 1 90, 

50 000 2,00, 


„ „ ” 


„ „ darüber hinausgehende Eimvohnergahl zu inert Verhältnisſahe von 2,25 
für den Einwohner. Hierbei ſind für das Rechnungsjahr 1930 die bis zum 31. März 1930 erfolgten 
Ein⸗ und Ausgemeindungen zu berückſichtigen. 

(2) Die dieſer Berechnung zugrunde zu legende einfache Einwohnerzahl iſt bei einer Ge⸗ 
meinde, in der die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder den für die Größengruppe (Abſ. 1) dieſer Ge⸗ 
meinde durchſchnittlichen Hundertſatz der ortsanweſenden Bevölkerung (unter Hinzurechnung der 
vorübergehend Abweſenden und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenden) überſchreitet, für 
jedes über den auf volle Zehntelprozent nach oben abgerundeten Durchſchnitt hinausgehende Zehntel⸗ 
prozent um ein Hundertſtel zu erhöhen. Die Miniſter des Innern und der Finanzen ſtellen nach 
dem Stande vom 1. Februar 1925 feſt, was als der durchſchnittliche Hundertſatz anzuſehen iſt. 


§ 15. 
Die Kirchſpiellandgemeinden der Kreiſe Norderdithmarſchen, Süderdithmarſchen und Huſum 
haben die Bauernſchaften (Dorfſchaften) an den Reichsſteuerüberweiſungen nach billigem Ermeſſen 
zu beteiligen. Kommt ein Ausgleich nicht zuſtande, ſo entſcheidet der Kreisausſchuß endgültig. 


§ 16. 

(1) Für die Zuweiſungen aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer ſtehen die Guts⸗ 
bezirke bis zum Zeitpunkte der Durchführung ihrer Auflöſung den Gemeinden mit der Maßgabe 
gleich, daß den Gutsbezirken von den auf ſie entfallenden Beträgen in der Regel mur die Hälfte über⸗ 
wieſen wird. Der Überſchuß fällt dem übergeordneten Landkveiſe zu, ebenſo die auf die Gutsbezirke 
entfallende Umſatzſteuer. 

(2) Soweit für das Rechnungsjahr 1927 beziehungsweiſe 1928 zur Deckung der öffentlich⸗ 
rechtlichen Laſten eines Gutsbezirkes mehr als die Hälfte der auf ihn entfallenden Beträge aus der 
Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer erforderlich äſt, hat ihm der Landkreis auf einen für das 
Rechnungsjahr 1927 bis ſpäteſtens 1. Januar 1928, für das Rechnungsjahr 1928 bis ſpäteſtens 
zum 1. Januar 1929 zu ſtellenden Antrag den entſprechenden Mehrbetrag aus der zweiten Hälfte 
zu zahlen. Über dieſen Antrag entſcheidet im Streitfalle der Regierungspräſident endgültig. Dieſe 
Vorſchrift findet für das Rechnungsjahr 1930 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß der 
Antrag bis zum 1. Januar 1931 zu ſtellen iſt. 5 


3. Abſchnitt: Von den Landkreiſen. 
§ 17. 2 
(4) Der nach 8 8 Abſ. 2 den Landkreiſen zuſtehende Anteil an der Meichseinkommen⸗ und 
Körperſchaftſteuer wird unter den Landkveiſen nach der Summe der Rechnungsanteile unterverteilt, 
die gemäß § 11, § 13 für die e der den einzelnen Landkreiſen zugehörigen Gemeinden 
(Gutsbezirke) maßgebend ſind. 


(2) $ 12 findet entſprechende Anwendung. 
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§ 18. 
Der nach § 9 Abf. 2 den Landkveiſen zuſtehende Anteil an der Umſatzſteuer wird nach der 
Summe der Verhältnisziffern verteilt, die gemäß § 14 für die Beteiligung der den einzelnen Land⸗ 
kreiſen angehörigen Gemeinden (Gutsbezirke) maßgebend ſind. 


§ 19. 

(1) Der nach § 10 den Landkreiſen zuſtehende Anteil an den Dotationen wird in dem gleichen 
Verhältniſſe wie im Rechnungsjahre 1919 auf dieſe unterverteilt. Dabei ſind auch die im Jahre 
1919 für die Amtsverbände überwieſenen Dotationsbeträge mitzuberückſichtigen. Im Falle von 
Gebietsveränderungen wird das Beteiligungsverhältnis unter Berückſichtigung dieſer Veränderungen 


mit Wirkung vom Beginne des nächſten Rechnungsjahrs ab durch die beteiligten Miniſter neu 


feſtgeſtellt. Für die Landkreiſe des früheren Freiſtaats Waldeck werden als Anteil an den Dotationen 
für das Rechnungsjahr 1919 die Beträge zugrunde gelegt, die ſich aus der Vervielfältigung ihrer 


Einwohnerzahl nach dem endgültigen Ergebniſſe der Volkszählung vom 8. Oktober 1919 mit dem 


Durchſchnittskopfbetrage der den ler des Regierungsbezirks Kaſſel im Rechnungsjahre 1919 
zugefloſſenen Dotationen ergeben. 


(2) Die Landkreiſe ſind verpflichtet, ein Viertel ihres Dotationsbetrags auf die Amtsbezirke 
unterzuverteilen. Den Verteilungsmaßſtab beſtimmen die Miniſter des Innern und der Finanzen. 


8 20. 
(1) Inſoweit Dritte für einen Landkveis Aufgaben auf den Gebieten der e er⸗ 
füllen, find fie an den Zuweiſungen mach SS 5, 10, 19 entſprechend zu beteiligen. 


(2) Die Beteiligung iſt nach billigem Ermeſſen, insbeſondere unter . 55 für 
den Landkreis eingetretenen Entlaſtung, feſtzuſetzen. 


(3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zuſtande, ſo entſcheidet der 
Regierungspräſident endgültig. Die Verfolgbarkeit im bürgerlichen Rechte begründeter Anſprüche 
im ordentlichen Rechtswege bleibt hierdurch unberührt. 


f 8 21. 

(1) Inſoweit die Reichsſteuerüberweiſungen ſowie die ſonſtigen Einnahmen eines Landkreiſes 
ſeinen Bedarf nicht decken, iſt die Deckung durch Erhebung einer Kreisabgabe in Hundertſätzen der 
an ſeine ſämtlichen Gemeinden (Gutsbezirke) für das Rechnungsjahr fallenden Überweiſungen aus 
der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer und der in dieſem vom Staate vevanlagten Real⸗ 
ſteuern, wie ſie in Gemeinden nach den Vorſchriften des Kommunalabgabenrechts der Gemeinde⸗ 
beſteuerung zugrunde zu legen und in Gutsbezirken gemäß § 13 des Kreis- und Provinzialabgaben⸗ 
geſetzes für die Unterverteilung zu veranlagen ſind, zu bewirken. 

5 (2) Die Gemeinden (Gutsbezirke) find verpflichtet, dem übergeordneten Landkreis auf Erf uchen 
die erforderlichen Unterlagen mitzuteilen. 


(8) Der auf die Gemeinden infolge von Anträgen gemäß § 11 Abſ. 3 entfallende Mehrbetrag 
an Überweiſungen aus der Reichseinkommen⸗ und Körpeyſchaftſteuer gilt nicht als Überweifung aus 
der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer an die Gemeinden im Sinne des Abſ. 1 


§ 22. 5 
(1) Die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Überweiſungen einerſeits und zu den vom Staate 
veranlagten Realſteuern anderſeits ſowie die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Realſteuevn unter⸗ 
einander können ungleich bemeſſen werden. 


(2) Beſchlüſſe, die für die Zuſchläge zu den Überweiſungen und zu den Realſteuern ein höheres 
Verhältnis als 1:3, und Beſchlüſſe, die die Zuſchläge zur Grundvermögenſteuer anders als die zur 
Gewerbeſteuer feſtſetzen, ſowie Beſchlüſſe, nach denen von den Überweiſungen mehr als 30 vom 
Hundert erhoben werden ſollen, bedürfen der Genehmigung. 
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§ 23. 5 
Die Landkreiſe dürfen die ihnen zur Weiterleitung an die Gemeinden (Gutsbezirke) über⸗ 
wieſenen Beträge aus der Reichseinkommen⸗, Körperſchaft⸗ und Umſatzſteuer nur in Höhe fälliger 
Kreisabgaben, ſoweit die einzelne Gemeinde (Gutsbezirk) mit der Zahlung im Rückſtand iſt, auf⸗ 
rechnen oder zurückbehalten; im übrigen iſt im Verhältniſſe zwiſchen Landkreiſen und kreis⸗ 
angehövigen Gemeinden (Gutsbezirken) eine Aufrechnung oder Zurückbehaltung ausgeſchloſſen. 


A. Abſchnitt: Von den Provinzen und Bezirksverbänden. 
§ 24. 

(1) Der nach § 8 Abſ. 3 den Provinzen (Bezirksverbänden) zuſtehende Anteil an der Reichs⸗ 
einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer wird nach der Summe der Rechnungsanteile verteilt, die gemäß 
§ 11, $ 13 für die Beteiligung der den einzelnen Provinzen (Bezirksverbänden) angehörigen Ge⸗ 
meinden (Gutsbezirke) maßgebend ſind. 

(2) $ 12 findet entſprechende Anwendung. 


8 25. 
Zwei Drittel der nach SS 5, 10 für die Provinzen (Bezirksverbände) beſtimmten Dotationen 
werden auf die im $ 10 bezeichneten Verbände nach der bei der letzten Volkszählung, erſtmalig bei 
der Feſtſtellung vom 8. Oktober 1919, ermittelten Bevölkerungszahl unterverteilt. Für den Stadt⸗ 
kreis Berlin wird dabei nur die Hälfte, für die Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen das Vier⸗ 
fache, für die Provinz Oſtpreußen das Doppelte der Bevölkerungszahl berückſichtigt. 


§ 26. 
(0) Inſoweit Dritte für eine Provinz (Bezirksverband) Aufgaben auf dem Gebiete der Volks⸗ 
fürſorge erfüllen, ſind ſie an den Zuweiſungen nach §§ 5, 10, 25 entſprechend zu beteiligen. 

(2) Die Beteiligung nach Abſ. 1 iſt nach billigem Ermeſſen, insbeſondere unter Berück⸗ 
ſichtigung der für die Provinz (Bezirksverband) eingetretenen Entlastung, feſtzuſetzen. 

(6) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zuſtande, fo entſcheidet der Ober⸗ 
präfident (in den Hohenzollernſchen Landen der Regierungspräſident) endgültig. Die Verfolgbar⸗ 
keit im bürgerlichen Rechte begründeter Anſprüche im ordentlichen Rechtswege bleibt hierdurch 
unberührt. | 

§ 27. | 

Die Überweiſungen aus der Kraftfahrzeugſteuer werden nach Überweiſung eines Voraus in 
Höhe von 1,5 vom Hundert der Überweiſungen an die Stadt Berlin vorbehaltlich der Verteilung auf 
die einzelnen Wegeunterhaltungspflichtigen auf die Straßennetze der im $ 10 bezeichneten Landes⸗ 
teile unter Zugrundelegung folgender Hundertſätze verteilt: 


Oſtpreuſßen 10,25 vom Hundert 
Bpaiden burg 10,50 „ 5 
Berling an Ages ig ee ee hg; 55 
Pommern oc ee ene e RT 75 
Grenzmark Poſen⸗Weſtpreuſßen . 2,00 „ 7 
Niederſchleſien d 750 % er 
SIberiglelten air wirkung; Antsiekirters, 00, 7 
r ae, Alsriani8, 00, 7 
Schleswig⸗Holſtein. 5,25 „ x 
Oauen bung 0750 , 75 
Hann oper! 19,50 70 15 
Weſtfalen . 900 4, 170 
%% n ee 
Wies nnd en 1 3,35% 1 5 
hi 106,90 3 „ 
Sohenzollemñ ĩ]xd“;i „ . 0,50 18 


insgeſamt 100,00 vom Hundert 
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§ 28. 

(1) Die nach den Vorſchviften des § 27 auf die Straßennetze der einzelnen Landesteile ent⸗ 
fallenden Überweiſungen werden auf die im § 10 bezeichneten Gebietskörperſchaften und die ihnen 
angehörigen Stadt⸗ und Landkreiſe auf Grund eines für das Rechnungsjahr aufzuſtellenden Ver⸗ 
teilungsplans unterverteilt. 

(2) Die Aufſtellung des Verteilungsplans geſchieht durch einen Ausſchuß, der aus dem 
Oberpräſidenten der Provinz, für die Bezirksverbände Kaſſel und Wiesbaden aus dem Oberpräſi⸗ 
denten der Provinz Heſſen⸗Naſſau, als Vorſitzenden und aus vier Mitgliedern beſteht. Zwei Mit⸗ 
glieder werden vom Provinzialausſchuß (Landesausſchuß) beſtellt, von denen eines Vertreter eines 
Stadtkreiſes ſein muß. Die übrigen zwei Mitglieder ernennt der Vorſitzende, und zwar je eines auf 
Vorſchlag der der Provinz (Bezirksverband, Landeskommunalverband) angehörigen Landkreiſe 
und kreisangehörigen Gemeinden. 

(3) Der für den Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande zu bildende Ausſchuß 
beſteht aus dem Regierungspräſidenten in Sigmaringen als Vorſitzenden und aus zwei Mitgliedern, 
von denen eines vom Landesausſchuſſe beſtellt, eines von dem Vorſitzenden auf Vorſchlag der dem 
Landeskommunalverband angehörigen Kreiſe ernannt wird. Im Bezirke des Landeskommunal⸗ 
verbandes Lauenburg findet eine Unterverteilung nach Abſ. 2 micht ſtatt. In der Provinz Weſt⸗ 
falen und der Rheinprovinz kann ein von dem Verbandsausſchuſſe zu beſtellender Vertreter des 
Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk an den Sitzungen des ee mit beratender Stimme 
teilnehmen. 

(4) Bei der Unterverteilung ſind die von den einzelnen Wegeunterhaltungspflichtigen unter⸗ 
haltenen Straßenſtrecken in einer ihrer Bedeutung für den Kraftfahrzeugverkehr entſprechenden 
Weiſe zu berückſichtigen. Straßenſtrecken innerhalb der bebauten Ortsteile ſind grundſätzlich 


inſoweit zu berückſichtigen, als ſie dem Durchgangsverkehre dienen. 


(5) Jedes Mitglied des Ausſchuſſes hat eine Stimme. Bei ene entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden, dem ſonſt ein Stimmrecht nicht zuſteht. 

(6) Sind bei der Aufſtellung des Verteilungsplans die Grundſätze des Abſ. 4 erheblich 
verletzt, ſo ſteht dem Vorſitzenden das Recht der Beſchwerde an den Miniſter des Innern zu, der 
endgültig entſcheidet. Die Durchführung des Verteilungsplans darf erſt erfolgen, wenn der 
Vorſitzende erklärt hat, keine Beſchwerde einlegen zu wollen, oder wenn er während einer Friſt von 
zwei Wochen weder dieſe Erklärung abgegeben noch Beſchwerde eingelegt hat. 


8 28 a. 

Das letzte Drittel der in den SS 5, 10 den Provinzen (Bezirks⸗ und Landeskommunal⸗ 
verbänden) zugewieſenen Dotationen wird auf dieſe unter Zugrundelegung der im § 27 fee 
Vomhundertſätze verteilt. 

§ 29. 

(1) Inſoweit Dritte neben einer Provinz (Bezirksverband, Landeskommunalvevband) oder 
einem Stadt⸗ oder Landkveis öffentlich⸗vechtlich zur Unterhaltung befeſtigter Landſtraßen verpflichtet 
find, find fie an den Zuweiſungen mach SS 4, 27 entſprechend zu beteiligen. 

(2) Die Beteiligung nach Abf. 1 iſt nach billigem Ermeſſen unter Berückſichtigung der 
Grundſätze des § 28 Abſ. 4 und unter Berückſichtigung der für die Provinz (Bezirksverband, Landes⸗ 
kommunalverband) oder für den Stadtkreis oder den Landkreis eingetretenen Entlaſtung 
feſtzuſetzen. 

(3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung micht zuſtande, ſo entſcheidet, wenn es 
ſich um eine Provinz (Bezirksverband, Landeskommunalverband) handelt, der Oberpräſident (in 
den Hohenzollernſchen Landen der Regierungspräſident) und, wenn es ſich um einen Stadt- oder 
Landkreis oder den Landeskommunalverband Lauenburg handelt, der Regierungspräſident endgültig. 

(4) Die Verfolgbarkeit im bürgerlichen Rechte begründeter Anſprüche im ordentlichen Rechts⸗ 
wege bleibt hierdurch unberührt. 

(5) Abſ. 1 bis 3 finden keine Anwendung im Verhältnis der Provinzen (Bezirksverbände, 
Landeskommunalverbände) zu den ihnen angehörigen Stadt⸗ und Landkreiſen. 


BAR: 
En 
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8 30. 

(1) Inſoweit die Reichsſteuerüberweiſungen ſowie die ſonſtigen Einnahmen der im 8 8 Abſ. 3 
bezeichneten Provinzen (Bezirksverbände) ihren Bedarf nicht decken, iſt die Deckung durch Erhebung 
einer Provinzial (Bezirks⸗) Abgabe in Hundertſätzen der an ihre ſämtlichen Stadt⸗ und Landkreiſe, 
einſchließlich der dieſen letzteren angehörigen Gemeinden (Gutsbezirke), für das Rechnungsjahr 
fallenden Überweiſungen aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer und der in dieſem von 
dem Staate veranlagten Realſteuern, wie ſie in Gemeinden mach den Vorſchviften des Kommunal⸗ 
abgabenvechts der Gemeindebeſteuerung zugrunde zu legen und in Gutsbezirken gemäß § 13 des 
Kreis⸗ und Propinzialabgabengeſetzes für die Unterverteilung zu vevanlagen ſind, zu bewirken. 

(2) Die Stadt⸗ und Landkreiſe find verpflichtet, der Provinz (Bezirksverband) auf Erſuchen 
die erforderlichen Unterlagen mitzuteilen. 

(2) S 21 Abf. 3 findet entſprechende Anwendung. 


§ 31. 
Die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Überweiſungen einerſeits und zu den vom Staate 
veranlagten Realſteuern anderseits können ungleich bemeſſen werden. 


8 32. 
Die Provinz Heſſen⸗Naſſau iſt berechtigt, ihren Fehlbedarf nach Maßgabe der 88 30, 31 
unterzuverteilen. | 
§ 33. 
Der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk iſt berechtigt, ſeinen Fehlbedarf nach Maßgabe der 
SS 30, 31 unterzuverteilen. 


5. Abſchnitt: Von den ſonſtigen Gemeindeverbänden. 
§ 34. 
Die Vorſchriften der SS 21 und 22 finden auf die übrigen Gemeindeverbände (Bürger⸗ 
meiſtereien, Amter) ſowie auf die Amtsbezirke und Zweckverbände im Sinne des Geſetzes vom 
19. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 116) ſinngemäß Anwendung. 


n 
Der $ 9 des Geſetzes, betreffend die Unterhaltung von Volksſchulen, vom 28. Juli 1906 
(Geſetzſamml. S. 335) wird dahin ergänzt, daß für die Ermittlung des Verhältniſſes des Steuerſolls 
der beteiligten Gemeinden (Gutsbezirke), das der Kreisbeſteuerung zugrunde zu legen iſt, die 88 21 
und 22 dieſes Geſetzes ſinngemäß Anwendung zu finden haben. 


. § 36. 

(1) Soweit in Gemeinden (Gutsbezirken) Schulſozietäten beſtehen und für jene auf dem 
Gebiete des Schulweſens Aufgaben erfüllen, die zur allgemeinen Volksſchulunterhaltungspflicht der 
Gemeinden (Gutsbezirke) gehören, ſind dieſe an den Reichsſteuerzuweiſungen für die Gemeinden 
(Gutsbezirke) entſprechend zu beteiligen. : | 

(2) Die Beteiligung nach Abſ. 1 iſt nach billigem Ermeſſen, insbeſondere unter Berück⸗ 
ſichtigung der für die Gemeinden (Gutsbezirke) eingetretenen Entlaſtung ſowie der Bedürfniſſe der 
Gemeinden (Gutsbezirke) und der Schulſozietät, feſtzuſetzen. 

(3) Kommt ein Ausgleich durch freie Vereinbarung nicht zuſtande, ſo entſcheidet der Landrat 
oder, ſofern eine Stadtgemeinde beteiligt iſt, der Regierungspräſident endgültig. Die Verfolgbarkeit 
im bürgerlichen Rechte begründeter Anſprüche im ordentlichen Rechtswege bleibt hierdurch 
unberührt. 

(4) Erſtreckt ſich eine Schulſozietät über mehrere Gemeinden (Gutsbezirke), ſo finden die 
Abſ. 2 und 3 auf die Verteilung ihres durch Reichsſteuerüberweiſungen zu deckenden Bedarfs auf die 
beteiligten Gemeinden (Gutsbezirke) ſinngemäß Anwendung. 0 
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6. Abſchnitt: Von den ſonſtigen ſchlüſſelmäßigen Verteilungen. 
8 37. 

Beträge, die für gemeindliche Zwecke beſtimmt und für eine Verteilung an ſämtliche Ge⸗ 
meinden (Gemeindeverbände) unzureichend ſind, oder für deren ſchlüſſelmäßige Verteilung ein 
unverhältnismäßiger Aufwand an Zeit oder Koſten erforderlich wäre, werden durch die Miniſter 
des Innern und der Finanzen unterverteilt. 


Artikel II. i 
Von ſonſtigen Einnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände. 


f § 88. 

Die Stadt⸗ und Landkreiſe ſind berechtigt, bei Veräußerung von Grundſtücken Zuwachsſteuer 
zu erheben. Sie ſind dazu verpflichtet, ſoweit es ſich um Grundſtücke handelt, deren Veräußerer 
das Eigentum an den Grundſtücken in der Zeit vom 1. Januar 1919 bis zum 31. Dezember 1924 
erworben haben; entſprechende Steuerordnungen können in Landkreiſen für die Zeit bis zum 
31. März 1926 auch durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes erlaſſen werden. 


8 39. 

Von dem Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer erhalten die Stadt⸗ und Landkreiſe drei 
Zehntel nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens; der Reſt wird nach Abzug eines Betrags in Höhe 
von 8 vom Hundert auf die Stadt⸗ und Landkreiſe nach Maßgabe der einfachen Bevölkerungszahl 
(§ 11 Abſ. 2) verteilt. Beträgt die Zahl der in einem Stadt- oder Landkreiſe laufend unterſtützten 
Kleinrentner und laufend unterſtützten Empfänger von Invaliden⸗, Witwer⸗, Witwen- und Waiſen⸗ 
renten und von Ruhegeld aus der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung für das Rechnungsjahr 
1930 nach dem Stande vom 1. September 1928 mehr als 1,5 vom Hundert der Bevölkerung, jo iſt 
auf Antrag für die Berechnung des Anteils die Bevölkerungszahl des Stadt⸗ oder Landkreiſes für 
jedes weitere volle Zehntelprozent um ein Zehntel zu erhöhen. Für das Rechnungsjahr 1930 muß 
der Antrag bis zum 1. Auguſt 1930 bei der Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz geſtellt worden ſein, 
jedoch nur, wenn ein entſprechender Antrag nicht bereits für das Rechnungsjahr 1929 rechtzeitig 
geſtellt worden iſt. Von den nicht zur Verteilung auf die Stadt⸗ und Landkreiſe gelangenden 8 vom 
Hundert werden dem Miniſter des Innern, dem Finanzminiſter und dem Miniſter für Volkswohl⸗ 
fahrt 2 vom Hundert zur Unterſtützung notleidender Gemeinden und Landkreiſe in den 
Grenzprovinzen und 6 vom Hundert zur Unterſtützung ſolcher Gemeinden und Landkreiſe zur 
Verfügung geſtellt, die durch die Folgen der Arbeitsloſigkeit beſonders belaſtet ſind. 


Dritter Teil. 
übergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
8 40. | 

8 41. 
8 42. 
(überholt.) 


8 43. 
(1) Für die Rechnungsjahre 1923 und folgende werden die Zuweiſungen aus dem jeweiligen 
Rechnungsjahre verrechnet. ö N 5 g 
(2) Im übrigen werden die Miniſter des Innern und der Finanzen ermächtigt, Zuweiſungen 
ſpäterer Rechnungsjahre auf vergangene und Zuweiſungen oder Rückzahlungen vergangener Rech⸗ 
nungsjahre auf ſpätere zur Verrechnung zu bringen, ſofern und ſoweit ſich bei der Verteilung 
andernfalls Schwierigkeiten ergeben würden. IK 
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§ 44. 
(1) Die Geſetze, betreffend den preußiſchen Anteil an der Grunderwerbſteuer, vom 7. Mai 
1920 (Geſetzſamml. S. 227) und, betreffend die Erhebung von Zuſchlägen zur Grunderwerbſteuer, 
vom 7. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 278) werden aufgehoben. 


(2) Die Zuſchläge zur Grunderwerbſteuer einſchließlich der als Erſatz einer Wertzuwachsſteuer 
zugelaſſenen erhöhten Zuſchläge (§ 36 des Finanzausgleichsgeſetzes) werden in Stadtkreiſen durch 
Gemeindebeſchluß, in Landkreiſen durch Kreistagsbeſchluß, erſtmalig für die Zeit bis zum 31. März 
1924 auch durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes feſtgeſetzt. Den Beſchlüſſen kann rückwirkende Kraft 
bis zum 1. November 1923 beigelegt werden; ſie bedürfen keiner Genehmigung. Vom 1. November 
1923 ab dürfen die kreisangehörigen Gemeinden Wertzuwachsſteuern nicht mehr erheben. 

(2) Das Geſetz vom 19. April 1922 (Geſetzſamml. S. 89) findet Anwendung auch für die nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu erhebenden Zuſchläge. 

@) 

6) 

(überholt.) 
§ 45. 

(1) Die in dem Geſetze, betveffend die Dotationen der Probinzial- und Kreisverbände, vom 
30. April 1873 (Geſetzſamml. S. 187), dem Geſetze, betreffend die Ausführung der SS 5 und 6 des 
Geſetzes vom 30. April 1873 wegen der Dotationen der Provinzial⸗ und Kreisverbände, vom 
8. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 497), dem Geſetze, betreffend die Überweiſung weiterer Dotations⸗ 
renten an die Provinzialverbände, vom 2. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 167), den zu dieſem Geſetz 
ergangenen Verordnungen vom 12. September 1877 (Geſetzſamml. S. 226) und vom 22. Juni 1902 
(Geſetzſamml. S. 258) ſowie in dem Geſetze, betreffend die Dotationen der Amtsverbände in den 
Hohenzollernſchen Landen, vom 19. Mai 1885 (Geſetzſamml. S. 169), ferner in dem Geſetze vom 
5. Januar 1878, betreffend die Teilnahme an den Koſten des Baues und der Unterhaltung der 
Landſtvaßen in den Hohenzollernſchen Landen (Geſetzſamml. S. 5) enthaltenen Vorſchriften über die 
Höhe und den Verwendungszweck von Dotationsbeträgen ſowie die Verteilung dieſer Beträge treten 
außer Kraft. 

(2) Im übrigen bleiben die angeführten Vorſchriften insbeſondere inſoweit unberührt, als ſie 
die Provinzen (Bezirksverbände) und Landkreiſe zur Erfüllung beſtimmter öffentlicher Aufgaben 
verpflichten. 


8 46. 


(1) Die SS 21 und 22 dieſes Geſetzes treten vom 1. April 1924 ab an die Stelle des § 7, die 
SS 30 und 31 an die Stelle des § 25 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 
(Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Novelle vom 26. Auguſt 1921 Geſetzſamml. S. 495). 


(2) Soweit andere geſetzliche Vorſchriften auf die genannten Vorſchriften Bezug nehmen, gilt 
auch für dieſe die Vorſchrift des Abſ. 1. 


(3) Die SS 9, 19 Ziffern 3 und 5 und 26 des Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetzes vom 
23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Novelle vom 26. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. 
S. 495) werden außer Kraft geſetzt. 1 5 5 5 de 
8 47. 
§ 48. 
8 49. 
$ 50. 
§ 51. 
(überholt.) 


De. Grunau 


„Hol ten. str. 129% 
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8 52. 


Inſoweit die Vorſchriften früher ergangener Geſetze mit den 88 46 bis 48, 50 in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen, gelten ſie als aufgehoben. 


§ 53. 
Wird im Verwaltungsſtreitverfahren ein rechtzeitig gefaßter Verteilungsbeſchluß über die 
Deckung des Fehlbedarfs im Sinne der §§ 7 und 25 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes für 
rechtsungültig erklärt, ſo kann auch nach Ablauf des betreffenden Rechnungsjahrs, für das der Be⸗ 4 
ſchluß gefaßt worden war, im Sinne des für rechtsungültig erklärten Umlagebeſchluſſes ein neuer | 
Beſchluß gefaßt werden. Durch dieſen Beſchluß darf jedoch kein höherer Bedarf umgelegt und, ſofern 
nicht gerade dieſer für rechtsungültig⸗ erklärt worden iſt, auch kein anderer Verteflungsmaßſtab | 
benutzt werden, als es in dem für rechtsungültig erklärten Umlagebeſchluſſe geſchehen war. e 7 


§ 54. 

00 Die Provinzial⸗ (Landes-) Ausſchüſſe ſollen die Verwaltungen der nach § 25 des Kreis⸗ 

und Provinzialabgabengeſetzes umlagepflichtigen Stadt⸗ und Landkreise ſpäteſtens bis zum 1. Februar 9 
eines jeden Rechnungsjahrs von der Abſicht, für dieſes Rechnungsjahr Nachtragsumlagen zu erheben, N 
ſowie von der heabſichligten Höhe dieſer Nachtragsumlagen. in. Kenntnis ſetzen . | 
(00 Für die Kreisausſchüſſe in ihrem Verhältniſſe zu den kreisangehörigen Gemeinden } 
(Sutsbeginten). ‚Findet Abſ. 1 mit der Maßgabe ſinngemäß Anwendung, BR die „„ 
Iotiefena: bis zum 20. De eines eben Wehnen des e ollen 1 5 


1 


Soweit Reichsſteuerzuweiſungen im Rahmen dieſes 1 nach ſchlüſeraßigen Ber⸗ 
teilungsmaßſtäben zu erfolgen haben, ſind die erforderlichen Feſtſtellungen und Berechnungen von 
dem en Landesamte gemäß den N mitzuteilenden e vorzunehmen. 


8 56. 
Der Gemeinde Helgoland wird ihr Anteil an Being ungen a 100 Abzug 
Se: ee unmittelbar 1 i 
e eee Ha} 10 
8. 58. i 
st e e t e seele) 9 8e s an ke 


18951 5 59, 
Dee Geh Aut am 1.5 April 1931 ‚außer. Bor 


5 . 


ef Ausführung des Geſebes i in je inem erſten Teile liegt, Sr Winifiem-h der Hane, a 
des Innern, in ſeinem zweiten Teile den Miniſtern des Innern. und der Finanzen ob. 
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